
Krindigungwegen
Schleier war
Übungsfall an Uni
Fiktive Geúchtsverhandlung
endete mit Vorlage an EuGH.

Wien. Mit dem Fall einer verschlei-
erten muslimischen Notariatsan-
gestellter¡ die ihren Arbeitgeber
lvegen Diskriminierung klagJ(sie-
he Artikel rechts), hat sich auch
schon der Juristennachwuchs be-
schåiftigt: Er wurde - in anonymi-
sierter Form - beim ,,Franz von
Zeùler Moot Court aus Zivilrech.t,,
verhandelL Dabei agieren Studie-
rende als Verûeter fiktiver prozess-
parteien vor einem ebenfalls fikti-
ven, aber professionell besetzten
Gericht. Der Fall war Thema bei
der Wiener Vorausscheidung.

Jenes Team, das den Notar
vertrat, brachte dabei Europa-
recht ins Spiel. Konkret die
Gleichbehandlungsrahmenrichtli-
nie 2000178/BG und die EU-
Grundrechtecharta. Die Frage, um
die es dem'Team ging: Stðtti ¿ie
Religionsfreiheit quasi über allem -
oder besteht nicht vielmehr ein
Recht des Arbeitgebers auf Er-
werbsfreiheit (das durch ein nicht
dem Berufsbild entsprechendes
Auftreten eines Mitarbeiters beein-
tächtigt werden könnte)? Die
Richtlinie betone einseitig die Reli-
gionsfreiheiç die Charra - die noch
dazu Primänecht darstellt - schüt-
ze dagegen auch die Erwerbsfrei-
heit, es gebe also zwischen beidem
ein Spannungsfeld, sagt Rechts-
anw?iltin lGtharina Körbei-Risak,
die dieses Team federführend be.
treut hat.

Grundrechte im Spannungsfeld
Die Frage sei nun, ob die Richtlinie
nicht stëirker im Sinn der Charta
ausgelegt werden müsse. Also da-
hin gehend dass nicht aussctùieß-
lich die Religionsfreiheit zåitrlt, son-
dern eine Abr,viigung vorzunehmen
sei. Beim Moot Court erreichte das
Tearn, dass das fiktive Gericht - in
dem auch ein OGH-Mitglied saß -
auf Vorlage des Falls anãen EuGH
entschied.

Ein Szenario, das auch in der
Realität nicht ausgeschlossen ist.
Zwei åihnliche Fälle sind derzeit
dort anhåingig. In jenem aus Belgi-
en geht es um eine neuûale Klei-
dungsvorschrift, die alle religiösen
und weltanschaulichen Syrnbole
verbietet - auch das Kopftu-ch. nin
weiterer Fall aus Frankreich betrifft
dle Entlassung einer Mitarbeiterin,
über deren Schleier sich ein Kunde
beschwerthatte. (cka)

Wien. Am vergangenen Dienstag
wurden zwei Fåille aus Beþien und
Franlceich vor dern Euroþåüschen
Geridrtshof (EuGH) verhandelt, in
denen es_um das Tragen von Kopf-
tuch und Schleier am Arbeitsplãø
geht - mit Urteilen ist wohl eïit in
ein paar Monaten zu rechnen. Aber
auch in Österreich ist ein derartiger
Fall anhängig; er lieg beim OGH.

Klägerin ist eine ehemalige No-
tadatsangestellte, die ihrem Ex-
arbeitgeber Diskriininierung wegen
ihres muslimischen Glaubens vbr-
wirft. Beim Erstgericht bliute sie
damit ab, das Oberlandesgericht
\tVien (OLG) gab ih¡ jedoch zumin-
dest teilweise recht. Darüber muss
nun das Höchstgericht entscheiden.

Die Frau wr vor Iahren - lang
vor ihrer Anstellung bei dem NoI
tar - zum Islam konvertiert, der Ar-
beitgeber wusste das von Anfang
an. Er erlaubte ihr auch, in eineiñ
separaten Raum ungestört zu be-
ten. Nach einiger Zeit ersuchte die
Angestellte, bei der Arbeit ein Kopf-
tuch üagen zu dürfen. Der Nolar
lehnte das zunächstab, mit demAr-
gument, im Notariat müssten alle
Angestellten ein neuûales Erschei-
nungsbild haben. Nach ein paar
Monaten begann die Mitarbeitãrin,
das Kopftuch trotzdem ztr tragen -
was ihr der fubeitgeber schließlich
auch erlaubte. Von Klientenseite
her gab es.. diesbezüglich fallweise
negative Außerungen. Trotzdem
wurde sie zunächst weiterhin für
Kundenkontakte und als Testa-
mentszeugin eingesetzt

lVeniger Klientenkonakt
Schließlich gng die Frau in lviutter-
schutz. Danach war sie zunächst
geringfrigg in der Kandei beschäf-
tigt, dann arbeitete sie Teilzeit Im
Dienst trug sie inzwischen nicht nur
das Kopftucþ sondern auch die
AbaIa. W?ihrend der geringfügigen
Beschäftigung saß sie in einem se-
paraten Raum, hatte keinen Klien-
tenkontakt und wurde auch nicht
als Testamentszeugin herangezo-
gen. Später änderte sich das wieder,
sie betreute jedoch vorwiegend Kli-
enten mit Migrationshintergrund.

Einige Zeit später erkankte die
Angestellte schwer,. Als es um ihre
Rückkeh¡ aus dem lGankenstand
ging teilte sie ihrem Arbeitgeber
mit, im Dienst künftig auch einen

Gesichtsschleier tragen zu wollen.
Das ging dem Notar dann doch zu
weit: Mit dem Kopftuch sei er wei-
terhin einverstanderU ein Schleier
sei jedoch mit der 1?itigkeit in
einern Notariat unvereinbæ, nrst-
mals stellte der Arbeitgeber auch
eine mögliche Kündigung in den
Raum, sollte die Angestellte auf
dem Gesichtsschleier bestehen. Ih-
ren Vorschlag bei Gesprächen mit
Klienten den Schleier abzulegen,

Personen mit Migrationshinter-
grund eingeschråinkt worden sei.
Da das Thema Gesichtsschleier nur
Frauen beteffe, sei sie auch wegen
ihres Geschlechts diskiiminÏert
worden.

- Das Erstgericht wies die Klage
ab: Ein Notar dürfe von seinen Mlt-
arbeitem ein dem Berußstand ent-
sprecheûdes Erscheinungsbild er-
warter¡ das Verbot, einen Gesichts-
sclleler zu Í]agen, sei sachlich ge-
,rechdertigt. Auch die Spezialisie-
rung des Aufgabengebiets iler Mit-
arbeiterin sei nicht disk¡iminierend
gewesen. Der Arbeitgeber hatte die-
se..drp! begrü4det, seine Ange-
stellte habe sich sehr für das Ïheñra
Migration interessiert.

Schleierverbot komel,rt
Das Verbot des Gesichtsschleiers -
und damit auch die Ktindigung -
wertete auch das OLG nicht als Dis-
lciminierung :,,Die soziale Interak-
non (arch durch Mimik; Anm.) ist
ein wesentlicher Wert, auch im Ver-
håiltris zum Arbeitgeber und zu den
fubeitskollegen, nicht nur im Rah-
men des Klientenkontakts", heißt es
in dem Urteil. In einem anderen
Punkt bekam jedoch die Klägerin
recht: Die Einschränkung ¿eJni-
entenkontakts und die seltenere
Verwendung als Testamentszeugin
sei sehr wohl eine Benachteiligung
und damit eine unmittelbare -Dis-

kiminierung aufgrund der Religion
und des Geschlechts. Hier ist ãun
der OGH am Wort - nicht ausge-
sòhlosser¡ dass auch er noch den
EuGH einschaltet (siehe auch Arti-
kel links). OGH-ludikatu¡ zu dieser
konl<reten Thematik gibt es noch
nicht, der Ausgang der Sache ist
vöiligoffen.

,,Die Presse" sprach mit dem
Arbeitsrechtsexperten Georg Schi-
ma über den Fall. Aus seinðr Sicht
hat sich der Notar konekt verhal-
ten. seiner persönlichen Meinung
nach sei er geradezu ,,ein Held dei
Zivilgesellschaft". Denn:,,Ich kann
mir schwer vorstelle4 wie man in
solchem Umfeld noch mehr auf
eine Mita¡beiterin eingehen kann."
Das OLG habe ¿luch nicht die Kün-
digung beanstandet, sondem nur
die v-orherige linderung des Tätig-
keitsbereichs.,,Auch diése erfolgie
aber meines Erachtens behutsa-m,
sachlich begründet und unter Wah-
rung _ des Verh?iltnismißigkeits-
grundsatzes", meint der Anwalt.

in der Reihenfolge der Familienna-
men und durch das Satzzeichen
dazwischen. Da sei die Ähnlichkeit
doch zu groß, entschied der OGH:
Auch in einem Konzem sei die Ge-
fahr einer Verwechselbarkeit der
Firmen nicht völlig obsolet.

Doppelte Beglaubigungskosten
\{as heißt das in der praxis? ,Auchbei Konzemgesellschaften muss
man ietzt der deutlichen Unter-
scheidbarkeit wieder größerd Be-

Sghtung schenken", sagt Anwalt
Philipp Gamauf (Kanzlei BIip).
Sonst drohen Probleme bei der Ein-
tagung: ein Verbesserungsverfah-
ren. oder- gar .ein Abweiõungsbe-
schluss des Gerichts. Das [oste
Zeit, Mühen und oft auch Geld sagt
Gamauf. Etwa' Beglaubigungskol
ten, wenn_der Firmenname ge¿in-
dert werden mussl ,,Dazu brãucht
man-meist einen beglaubigten Ge-
neralversammlungsbeschluss und
gine..be$aubigte Neufassung des
Gesellschaftwerhags." -(.ka)

streit wegen l(opftuch und schleier
Arbeitsrecht. Eine gektindigte Mitarbeiterin eines Notars fühlte sich als Muslima diskriminiert
und klagte. Nun liegt der Fall beim OGH.

VON C HRISTINE KARY

Den Gesichts-
schleieram
Arbeitsplatz nicht
zu erlauben sei
keine Diskriminie-
rung, enbchied
das OLG.

I Rol¿nd and Sabrìm Michaud/
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JudikatnJFirmennamen
unterscheidbarkeit Auch innerhalb eines Konzerns ist
die Verwechslungsgefahr laut OGH nicht völlig obsolet.

lehnte derArbeitgeber aþ zumal sie
wieder im Einsichtsbereich der Kli-
enten hätte sitzen sollen.

Im Endeffelckam es tatsächlich
zur Krindigung. Diese hat die Ar-
beiürehmerin nicht angefochten;
ihre Klage lautet auf immateriellen
Schadenersatz wegen religiöser
Diskiminierung: durch das Vérbot,
einen Gesichtsschleier zu tragen,
aber aucþ weil ihr zuvor der ¡lien-
tenkontakt untersagt und dann auf

Wien. Eine Firma kann man nur
dann ins Firmenbuch einüagen
lassen, wenn sie sichvon allen an-
deren im selben Firmenbuch-
sprengel deutlich unterscheidet.
Innerhalb eines Konzerns sah man
das bislangjedoch nicht so eng: So
entschied das Höchstgerichivor
ein paar lerhrer\ dass es da durch-
aus eine M* Spedition GmbH und
eine M* Transport GmbH im sel-
ben Sprengel geben kann, trotz
des åihnlichen Untemehmensge-
gelstandes. Das unbefangene pu-
blikum würde nåimlich ãus dem
identischen Familiennamen (Fir-
qenkern) nur den Schluss ziehen,
dass alle Gesellschaften zur selben
Gruppe gehören (6Obt39/r ra).

Allzu sehr sollte man sich auf
dieses ,,Konzernprivileg" aber
nicht verlassen, wié eine neue Ent-
scheidung zeigt (6 Ob 186/r5v): Es
gtng um Konzemfirmen, die nach
ihren beiden Chefs benannt wer-
d_en sollf en, ohne sonstige n Zusa?.
Unterschieden hätten si-e sich bloß
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